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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

mit dieser kleinen Broschüre wollen wir Ihnen eine praktische Hilfe im Be-
rufsalltag geben. Wir wollen Sie dabei unterstützen, mit den täglichen Be-
lastungen, mit Stress und Arbeitsverdichtung besser umzugehen. 

Diese Broschüre ist in Zusammenarbeit mit dem ver.di Fachbereich Beson-
dere Dienstleistungen Mittelfranken und Michael Sütterle von der GUV/
FAKULTA  entstanden.
Die GUV/FAKULTA ist eine Unterstützungseinrichtung exklusiv nur für Mit-
glieder der DGB-Gewerkschaften. 

Unsere ver.di-Mitglieder können für einen geringen Jahresbeitrag von 
21 Euro Unterstützung im Schadens- und Haftungsfall bekommen, z.B. 
wenn der Arbeitgeber Beschäftigte in Regress nimmt, bei berufsbeding-
ten Schadens- und Haftungsfällen oder bei Straf- und Zivilverfahren  
(Infos unter www.guv-fakulta.de) 

Wir wünschen gutes, gesundes Arbeiten! 



5

1. Was ist eine Überlastungs-/Gefährdungsanzeige? 

Die Überlastungsanzeige – besser: Gefährdungsanzeige zeigt dem Arbeit-
geber, bzw. dem Vorgesetzten schriftlich oder mündlich an, dass trotz 
größter Sorgfalt bei der Arbeit Gefahr besteht, dass die Arbeitsaufgaben 
nicht mehr ordnungsgemäß erfüllt werden können. 

Der Begriff „Überlastungsanzeige“ hat möglicherweise einen für die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer negativen Aspekt: Arbeitgeber und 
Vorgesetzte könnten darin das Eingeständnis sehen, dass Beschäftigte 
überfordert sind! 

Besser ist es daher, von einer „Gefährdungsanzeige“ zu sprechen. 

Die Gefährdungsanzeige ist weder in einem Gesetz noch in einem Tarifver-
trag geregelt. Es handelt sich um einen nicht näher definierten Begriff aus 
dem Arbeitsrecht, der durch zunehmende Arbeitsbelastung immer mehr an 
Bedeutung gewinnt. 

2. Gründe für eine Gefährdungsanzeige 

Vor allem Personalmangel, Überbelastung durch andauernde Mehrarbeit, 
störende Unterbrechungen, Lärm, aber auch Termin- und Zeitdruck, akuter 
Mehraufwand aufgrund von Auftragsschwankungen oder hohe Produkti-
vitäts- und Kostensenkungsvorgaben führen dazu, dass Beschäftigte immer 
mehr an ihre Belastungsgrenzen stoßen und hierdurch Gefahr laufen, ihre 
Aufgaben gar nicht, nur teilweise oder fehlerhaft erledigen zu können. 

Im schlimmsten Fall kann eine Arbeitsbelastung drastische Konsequenzen 
haben und zu Sach- oder Personenschäden bei Dritten, gegenüber dem 
Arbeitgeber, bei Arbeitskolleginnen und Arbeitskollegen, oder den betrof-
fenen Beschäftigten selbst, führen. Schadenersatzansprüche, arbeitsrecht-
liche Konsequenzen bis hin zur Kündigung und auch strafrechtliche Sank-
tionen können die Folge für überbelastete Beschäftigte sein. 

Um dies zu vermeiden, oder zumindest die eigene Beweislage zu verbes-
sern, hat sich die Gefährdungsanzeige in der Arbeitswelt etabliert. Sie 
dient den betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sich selbst 
zu entlasten und den Arbeitgeber auf eine Gefahrenlage hinzuweisen, die 
sich aus der Organisation seines Betriebes und die daraus folgende Arbeits-
überlastung ergeben. 
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Die Gefährdungsanzeige dient als Selbstschutz dem Beschäftigten vor 
strafrechtlichen, arbeitsrechtlichen oder zivilrechtlichen Konsequenzen – 
als Eigenschutz und zum Schutz von Arbeitskolleginnen,  Arbeitskollegen 
und Dritten. 

3. Beschwerderecht und Recht zur Überlastungsanzeige 

Beschäftigte können zu allen Fragen der Sicherheit und des Gesundheits-
schutzes bei der Arbeit gegenüber ihren Vorgesetzten Stellung nehmen 
und in diesem Zusammenhang auch eine Gefährdungsanzeige stellen. 

Dies kann auch aus § 17 Abs. 1 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) gefolgert 
werden, der den Beschäftigten die Befugnis einräumt, zu allen arbeits-
schutzrelevanten Fragen Stellung zu nehmen. 

Ergänzend ist auf § 84 Abs. 1 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) abzuhe-
ben, wonach jeder Arbeitnehmer das Recht hat, sich bei den zuständigen 
Stellen des Betriebes zu beschweren, wenn er sich vom Arbeitgeber oder 
von Arbeitnehmern benachteiligt oder ungerecht behandelt oder in sonsti-
ger Weise beeinträchtigt fühlt. Dies führt zu dem Ergebnis, dass das Stellen 
von Gefährdungsanzeigen ohne weiteres zu den Handlungsmöglichkeiten 
und Rechten jedes Beschäftigten zählt. 

4. Pflicht zur Anzeige einer Überlastung/Gefährdung 

Aus diesem Recht kann aber auch eine entsprechende Handlungs-
pflicht erwachsen: 

Diese Verpflichtung ergibt sich zunächst als arbeitsvertragliche Nebenpflicht 
aus § 611 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) und §§ 241 ff. BGB: Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer sind grundsätzlich verpflichtet, den Arbeitgeber auf 
drohende Schäden und organisatorische Mängel hinzuweisen, die einer Er-
füllung der betrieblichen Aufgaben entgegenstehen. (z.B. Überschreiten der 
zulässigen Arbeitszeit nach dem Arbeitszeitgesetz (ArbZG). 

Beschäftigte sind verpflichtet, ihrem 
Arbeitgeber eine Überbelastung bzw. 
Gefährdung anzuzeigen!
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Diese immer bestehende Nebenpflicht wird konkretisiert in § 15 und § 16 
ArbSchG, wonach die „Beschäftigten auch für die Sicherheit und Gesund-
heit der Personen Sorge zu tragen haben, die von ihren Handlungen oder 
Unterlassungen bei der Arbeit betroffen sind“ und „dem Arbeitgeber oder 
dem zuständigen Vorgesetzten jede von ihnen festgestellte unmittelbare 
erhebliche Gefahr für die Sicherheit und Gesundheit ... unverzüglich zu 
melden“ haben.

Die Gefährdungsanzeige dient also dazu, den Arbeitgeber auf organisa-
torische Mängel hinzuweisen, so dass diese ausgeräumt werden können. 
Trotz mangelhafter Arbeitsbedingungen bestehen die arbeitsvertraglichen 
Pflichten des Beschäftigten weiter, d. h. der Beschäftigte trägt weiterhin 
die Verantwortung für die Arbeitssituation und ist verpflichtet, alle Mög-
lichkeiten zu einer adäquaten Erfüllung der Aufgaben auszuschöpfen und 
auf Abhilfe des Missstandes zu drängen. Beschäftigte müssen die volle Ar-
beitsleistung gem. § 276 BGB unter Berücksichtigung der Weisungen mit 
der „erforderlichen“ Sorgfalt erbringen. 

Auch eine bereits erstattete Gefährdungsanzeige berechtigt Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer nie zu pflichtwidrigem Verhalten. Er oder 
sie darf also beispielsweise nicht „schludern“ oder Vorschriften missach-
ten, um den Arbeitsanfall bewältigen zu können, da sonst im Schadensfall 
ein „Verschulden durch Unterlassen oder durch Fahrlässigkeit“ angelastet 
werden kann. 

Häufig wird es als eine Art „Nestbeschmutzung“ angesehen, wenn Be-
schäftigte eine Gefährdung anzeigen, bzw. melden. 
Der Vorgesetzte sieht das nicht gerne. Das „Nichtmelden“ gefährdender Si-
tuationen ist aber, wie oben beschrieben, ein Verstoß gegen die arbeitsver-
tragliche Nebenpflicht und kann zu Abmahnungen, in besonderen Fällen 
sogar zu Kündigungen führen. 
Sollte in dieser Frage Unsicherheit bestehen, wenden Sie sich bitte 
an ver.di, wir klären auf! 
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5. Pflichten des Arbeitgebers 

Für den Arbeitgeber gilt, dass er die Arbeitsbedingungen so zu gestalten 
hat, dass die Beschäftigten vor Gefahren für Leben und Gesundheit ge-
schützt sind (BGB § 618 Abs. 1). Dies wird auch Fürsorgepflicht genannt. 

Zudem verpflichtet das Arbeitsschutzgesetz nach § 5 und § 6 den Arbeit-
geber zu einer regelmäßigen Gefährdungsbeurteilung (auch psychische 
Belastungen) der Arbeitsplätze. Damit können Fehlbelastungen erkannt 
werden und Maßnahmen der Gesunderhaltung eingeleitet werden. 

Nach BGB § 278 hat der Arbeitgeber für „ein Verschulden der Personen, de-
rer er sich zur Erfüllung seiner Verbindlichkeiten bedient, in gleichem Um-
fang zu vertreten wie eigenes Verschulden“ (Organisationsverschulden).   

Sehr wichtig:
Sowohl der Arbeitgeber wie auch der Arbeitnehmer 
haben die Verpflichtung aus dem § 254 BGB zu beachten:

… nach  §254 hat ein Geschädigter dafür einzustehen, dass er an 
der Schadenserstehung schuldhaft beigetragen oder es unterlassen 
hat, den Schaden abzuwenden bzw. zu mindern.
Wer als Geschädigter die Pflicht, Schaden zu verhüten oder zu min-
dern, schuldhaft verletzt hat, haftet dafür ebenso, wie wenn er an 
der Schadensverursachung schuldhaft mitgewirkt hat.

6. Haftungsrechtliche Auswirkungen 

Verursacht der Beschäftigte einen Schaden, kann daraus im Zuge der Ar-
beitnehmerhaftung eine Schadenersatzforderung bzw. ein Regress erfol-
gen (Haftungsgrundlage: BGB §§ 280, 823). 

Zeigt der Beschäftigte die Überlastung oder den organisatorischen Mangel 
vor einem Schadensfall an und signalisiert damit im Vorfeld dem Arbeit-
geber gegenüber, welche Risiken eintreten können (z.B. aufgrund des be-
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stehenden Personalmangels), wird in der Regel das Haftungsrisiko auf die 
Stelle verlagert, die die Organisationsgewalt inne hat. 

Die Gefährdungsanzeige kann somit zur Minimierung oder gar zur Entlas-
tung von Haftungsrisiken beitragen! Aus diesem Grund ist daher ist so früh 
wie möglich auf eventuelle Gefahrenpotentiale hinzuweisen!

7. Form und Inhalt der Gefährdungsanzeige 

Mangels gesetzlicher Regelung sind Beschäftigte bei der Gestaltung einer 
Gefährdungsanzeige grundsätzlich frei. Da die Gefährdungsanzeige aber 
ArbeitnehmerInnen vor Regressansprüchen des Arbeitgebers oder Dritter 
schützen, also die Beweislage für sie verbessern soll, sollte die Gefähr-
dungsanzeige unbedingt schriftlich in mind. zweifacher Ausführung (für 
sich/ArG) und auf dem Dienstweg erfolgen! 

Eine Gefährdungsanzeige soll konkret die bemängelte Situation 
Beschreiben: 

 	Datum, Name des Beschäftigten betroffene Abteilung/Einheit/Bereich

	möglichst präzise Beschreibung der Gefährdung/Überlastung (z.B.  
Überbelastung durch Mehrarbeit, keine Pausen, Fehlzeiten anderer 
Beschäftigter durch Urlaub oder Arbeitsunfähigkeit, Belastung durch 
Lärm, Schmutz, schlechte klimatische Verhältnisse, defekte Arbeitsge-
räte, usw.)

	mögliche Folgen für den Betrieb bzw. für die/den betroffene/n Arbeit-
nehmer/in bzw. für andere Beschäftigte und gegebenenfalls für Dritte 
(sachliche Beschreibung) 

	 Zeugen (mit Name und Anschrift), 

	Aufforderung zur unverzüglichen Abhilfe der Situation durch den Ar-
beitgeber und Hinweis auf gegebenenfalls erfolgte vorherige Gefähr-
dungsanzeigen

	Ort, Datum, Unterschrift 

	Weiterhin sollte darauf hingewiesen werden, dass Fehler aufgrund der 
aufgeführten Mängel bzw. Gefahren nicht auszuschließen sind. 

Wichtig ist es, ausdrücklich zu benennen, dass auch weiterhin alle zur Ver-
fügung stehenden Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um die Arbeits-
aufgaben zu erfüllen und Schaden zu vermeiden.
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8. An wen abgeben? Wo aufbewahren? 

Adressat der Gefährdungsanzeige ist immer der Arbeitgeber (Geschäfts-
führung), also das Unternehmen, in dem die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer beschäftigt sind. Direkte Vorgesetzte können durch eine Kopie 
unterrichtet werden. 

Gefährdungsanzeigen müssen dem Arbeitgeber auch tatsächlich zugehen, 
was postalisch (dann aus Beweisgründen per Einschreiben mit Rückschein) 
oder durch persönliche Übergabe erfolgen kann. Welcher Person die Ge-
fährdungsanzeige durch den Beschäftigten hierbei überreicht wird, ist eine 
Frage des Einzelfalles: Geschäftsführer, Personalleiter, Betriebsleiter sind in 
der Regel die richtigen Empfänger. 

Immer sollten Beschäftigte die Gefährdungsanzeige im Beisein eines Zeu-
gen überreichen, dafür bieten sich die Mitglieder der Arbeitnehmerver-
tretung (Betriebsrat, Personalrat, Mitarbeitervertretung) an. Sollten keine 
Zeugen vorhanden sein, ist es empfehlenswert, sich die Übergabe der Ge-
fährdungsanzeige quittieren zu lassen. 

Damit der Arbeitgeber auch tatsächlich die Möglichkeit hat, in gefähr-
dende Situationen einzugreifen, sollte die Gefährdungsanzeige möglichst 
schnell an den Arbeitgeber gegeben werden. Es nützt z.B. wenig, montags 
per Schreiben die Situation vom letzten Freitag zu schildern. Nicht immer 
ist der Arbeitgeber auch zu erreichen, was im Besonderen für Schichtbe-
triebe gilt. Es kann also im Einzelfall durchaus sinnvoll sein, die Gefähr-
dungsanzeige zunächst an den aktuellen „Organisationsverantwortlichen“ 
zu geben. Das kann der direkte Vorgesetzte oder auch die Stationsleitung, 
Abteilungsleiter oder Bereichsleiter sein

Beschäftigte müssen eine Kopie der Gefährdungsanzeige für ihre eigenen 
Unterlagen behalten, es sollte auch immer die Arbeitnehmervertretung 
(Betriebsrat, Personalrat, Mitarbeitervertretung) eine Kopie erhalten. 
Die abgegebene Gefährdungsanzeige ist eine Urkunde im strafrechtlichen 
Sinne (§§ 267, 274 StGB). Sie darf vom Arbeitgeber oder dessen Vertreter 
nicht verändert und schon gar nicht vernichtet werden (Straftaten der Ur-
kundenfälschung § 267 Strafgesetzbuch (StGB) oder Urkundenunterdrü-
ckung, § 274 StGB). 

Die Gefährdungsanzeigen können auf Verlangen des Beschäftigten in der 
Personalakte aufbewahrt werden, da diese Anzeige im Einzelfall zur Ent-
lastung des Beschäftigten bei Eintritt von Schadensfällen dienen können. 
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9. Benachteiligungsverbot wegen Gefährdungsanzeige 

Es ist in vielen Fällen davon auszugehen, dass Arbeitgeber der Gefähr-
dungsanzeige kritisch gegenüber stehen. Die Reaktionen der Leitungs- 
und Führungskräfte auf eine Gefährdungsanzeige ist oftmals heftig: Be-
schäftigte laufen möglicherweise Gefahr, unter Druck gesetzt zu werden, 
um die Gefährdungsanzeige zurück zu ziehen. Ebenso laufen Beschäftigte 
Gefahr, isoliert und wegen Leistungsmängel abgemahnt zu werden. 

Lösungsansatz: 

Um die unangenehmen Folgen für einzelne Beschäftigte zu vermeiden, ist 
eine gemeinsame Erstellung der Gefährdungsanzeige mit Arbeitskollegin-
nen und -kollegen, gegebenenfalls unter Hinzuziehung der Arbeitnehmer-
vertretung (BR, PR, MAV) sinnvoll. Das heißt, die Gefährdungsanzeige kann 
also nicht nur vom einzelnen Beschäftigten (individuell), sondern auch von 
mehreren Beschäftigten (kollektiv) gestellt werden. Das Stellen der Ge-
fährdungsanzeige durch mehrere Beschäftigte bedeutet einen gewissen 
Schutz vor Repressalien. 

Das Vorbringen von Beschwerden bzw. Gefährdungsanzeigen ist arbeits-
rechtlich unproblematisch. Laut § 84 Abs. 3 BetrVG dürfen dem Arbeitneh-
mer wegen Erhebung einer Beschwerde keine Nachteile entstehen. Dies 
folgt auch aus § 17 Abs. 2 ArbSchG, wonach solche Beschwerden selbst 
dann keine nachteiligen Maßnahmen für die Beschäftigten zur Folge ha-
ben dürfen, wenn diese sich mit ihren Beschwerden unter den Vorausset-
zungen dieser Vorschrift an die zuständigen Behörden gewandt haben. 
Wenn schon dies keine Nachteile entstehen lassen darf, gilt dies selbst-
verständlich erst recht, wenn die Gefährdungsanzeige den Betrieb nicht 
verlässt. 

Im Übrigen enthält auch das BGB § 612 a, ein Maßregelungsverbot, wo-
nach eine Benachteiligung durch den Arbeitgeber verboten ist, wenn der 
Arbeitnehmer in zulässiger Weise seine Rechte ausübt. Selbstverständlich 
gehört auch das Stellen von Gefährdungsanzeigen hierzu! 

Sollte es dennoch wegen des Stellens von Gefährdungsanzeigen zu nach-
teiligen Schritten des Arbeitgebers kommen, ist die Einschaltung vom Be-
triebsrat, Personalrat oder Mitarbeitervertretung geboten. Gegebenen-
falls wäre dies dann auch die Situation, wo erkennbar ist, dass die allein 
innerbetriebliche Bemühung um Abhilfe in der Überlastungssituation nicht 
ausreicht, es also eines öffentlichen Schrittes bedarf, als nunmehr beispiels-
weise die zuständige Behörde eingeschaltet wird. 
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10. Fazit 

Die Gefährdungsanzeige ist ein sinnvolles Mittel von Beschäftigten, den 
Arbeitgeber auf Missstände am Arbeitsplatz aufmerksam zu machen und 
Arbeitsverhältnisse langfristig zu verbessern, wenn davon regelmäßig und 
flächendeckend Gebrauch gemacht wird. 

Beschäftigte sind nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, Gefähr-
dungsanzeigen zu erstellen, wenn die Arbeitsbedingungen dies erfordern 
und negative Folgen zu befürchten sind. 

Zugleich ist die Gefährdungsanzeige eine wichtige Möglichkeit zum Selbst-
schutz, wenn es um die Vermeidung persönlicher Risiken geht, die daraus 
folgen können, dass in Situationen erheblicher Überbeanspruchung nicht 
alle notwendigen Aufgaben zeitgerecht und vollständig wahrgenommen 
werden können. 

Die Gefährdungsanzeige führt also in der Regel dazu, dass eine Entlastung 
bezüglich strafrechtlicher oder zivilrechtlicher Folgen nach einem Scha-
densfall gegeben ist. 

Besteht die Überlastungssituation (z.B. personelle Unterbesetzung, unre-
alistische Zielvorgaben) über längere Zeit fort, ist es sinnvoll, die Gefähr-
dungsanzeige zu wiederholen, da der Arbeitgeber sonst davon ausgehen 
könnte, dass die Überlastung nicht mehr besteht. 

Die Einbindung der Arbeitnehmervertretung ist unbedingt anzuraten. Im 
Geltungsbereich des BetrVG kann eine offizielle Beschwerde gemäß § 85 
BetrVG und so letztlich eine Einigungsstelle für Abhilfe sorgen (Beschwer-
de). 

Mit diesem Mittel kann der Arbeitgeber ggf. wirkungsvoll dazu gebracht 
werden, tätig zu werden. Das BAG hat in seinem
Beschluss vom 22.11.2005 – 1 ABR 50/04 – ausdrücklich festgestellt, dass die 
Einigungsstelle nach § 85 BetrVG dafür zuständig ist, wenn sich Arbeitneh-
mer beim Betriebsrat über unzumutbare Arbeitsbedingungen beschweren. 
Und dass aus dem Spruch der Einigungsstelle hervorgehen muss, welche 
konkreten tatsächlichen Umstände die Einigungsstelle als zu vermeidende 
Beeinträchtigung der Beschäftigten angesehen hat und dass ein Spruch 
der betrieblichen Einigungsstelle den Arbeitgeber verpflichtet, geeignete 
Maßnahmen zur Abhilfe zu schaffen. 
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Betriebs- und Personalräte können initiativ tätig werden, indem sie Be-
schäftigte zum Thema Überlastung bzw. Gefährdung informieren und mit 
dem Arbeitgeber ein Verfahren aushandeln. Mitbestimmungsrechte beste-
hen u.a. über § 87, Abs. 1, Nr. 7 BetrVG „Gesundheitsschutz“ und § 87 Abs. 
1, Nr. 1, BetrVG „Ordnung im Betrieb“. 

Quellen/Literatur 
– 	AiB, Arbeitsrecht im Betrieb, 2009 Heft 10 
– 	ver.di b+b: „Überlastungsanzeige im Bereich der Pflege und sozialen 

Dienstleistungen“ 
– 	ver.di Bundesfachbereich 03: „Überlastung richtig anzeigen“, 
	 Januar 2011

Weitere interessante Tipps 
http://www.verdi-bub.de/p_tipps/archiv/ueberlastungsanzeige/ 
http://www.schichtplanfibel.de/    
http://mein-frei.verdi.de/

11. Weitere Informationen 

Weitere Informationen über die konkrete Umsetzung einer Gefährdungs-
anzeige sowie Kopiervorlagen sind bei der Gewerkschaft ver.di oder bei 
der GUV/FAKULTA zu erhalten. 

Vorträge bei Betriebsrats- und Personalratssitzungen, Sitzungen der Mit-
arbeitervertretung, Tagungen von Vertrauensleuten und bei gewerk-
schaftlichen Konferenzen über Risiken der Arbeitnehmerhaftung Über-
lastungsanzeige und deren haftungsrechtliche Folgen werden kostenfrei 
durchgeführt! 
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Vorträge zu diesem Thema halten gerne unsere 
zuständigen ReferentInnen 

GUV/FAKULTA 

Gewerkschaftliche Unterstützungseinrichtung der DGB-Gewerkschaften; 

Ruhrstr. 11,
71636 Ludwigsburg 
Tel: 0170 / 4 50 86 10 

Michael Sütterle 
suetterle@guv-fakulta.de

ver.di Mittelfranken

Kornmarkt 5-7
90402 Nürnberg
Telefon: 0911 / 233 557 113

oder 

Alfred Göbel
Gewerkschaftssekretär, FB13 
alfred.goebel@verdi.de

Weitere Infos finden Sie hier: 

http://darum.verdi.de/ 
http://mitgliedwerden.verdi.de/ 
http://www.verdi-mitgliederservice.de/ 
http://www.verdi.de/ 
http://rhein-neckar.verdi.de/ 
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Mitgliederservice:

Wie ist Ihre persönliche Situation, wenn dauerhafte  
Arbeitsverdichtung, Stress und Überbelastung 
zur Diagnose „Berufsunfähigkeit“ führen?

Ist Ihre Existenz finanziell ausreichend gesichert?

Drei Dinge sollte man in seinem Leben geschafft haben, heißt es im Volks-
mund: einen Baum pflanzen, ein Haus bauen und eine Familie gründen. Ein 
Lebensmodell, das für viele Menschen zwar selbstverständlich ist, bei jedem 
vierten Erwerbstätigen jedoch ins Wanken gerät. Mit der Berufsunfähigkeit 
verlieren sie zusammen mit ihrem Einkommen nicht nur die wirtschaftliche 
Grundlage für ihren Lebensstandard, sondern auch für ihre Altersvorsorge. 
Immer noch setzen sich viel zu wenige mit diesem Risiko ausreichend ausei-
nander und werden von den Folgen im Ernstfall kalt erwischt. 
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Berufsunfähigkeit (BU): Viele unterschätzen das Risiko

Jedes Jahr scheiden in Deutschland mehr als 200.000 Erwerbstätige vorzei-
tig und ungeplant aus dem Berufsleben aus. Aktuellen Analysen? zufolge 
wird die Quote der Berufsunfähigen in Zukunft sogar noch steigen: Fast 
jeder zweite heute 20-Jährige wird im Laufe seines Berufslebens berufsun-
fähig werden. Das plötzliche Aus im Berufsleben kann weitreichende Fol-
gen haben, denn die staatliche Unterstützung allein reicht in den meisten 
Fällen nicht aus. 

Analyse der Versicherungsmathematiker der Deutschen Aktuar-Vereinigung

Gesetzliche BU-Rente reicht nicht aus

Der Staat zahlt nur noch eine niedrige sogenannte Erwerbsminderungsren-
te. Deren Höhe richtet sich danach, wie viel und wie lange in die gesetzliche 
Rente eingezahlt wurde. Bei voller Erwerbsminderung können Frauen mit 
durchschnittlich 636 Euro und Männer mit 676 Euro gesetzlicher Rente pro 
Monat rechnen – zu wenig, um das fehlende Gehalt und Mehrkosten zum 
Beispiel bei einer schweren Erkrankung zu decken. Auch tarifvertragliche 
Zusatzversorgungen oder betriebliche Altersvorsorgelösungen schließen 
die finanziellen Lücken nicht vollständig. Selbstständige oder Hausfrauen 
und -männer genießen oft gar keinen staatlichen Schutz.
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Für den Ernstfall vorsorgen

Trotz dieser ernüchternden Aussichten ist jedoch bislang nur jeder vier-
te Haushalt gegen die Folgen einer Berufsunfähigkeit ausreichend abge-
sichert. Experten sprechen beim Thema „Risikofaktor Berufsunfähigkeit“ 
daher bereits von fahrlässiger Unterschätzung.  Bei der Entscheidung für 
das passende Angebot sind unabhängige Empfehlungen hilfreich. Das 
BU-Angebot von DBV beispielsweise wird schon seit Jahren von Finanztest 
mit „Sehr Gut“ bewertet.    
  

Die besonderen Vorteile: 

1. 	Der Beitrag für die Berufsunfähigkeitsversicherung richtet sich nach 
dem individuellen Tätigkeitsprofil des Kunden. Durch eine genaue Ein-
teilung in Berufsgruppen ermöglicht DBV so Vergünstigungen von bis 
zu 30 Prozent. 

2. 	ver.di – Mitglieder erhalten zusätzliche Beitragsersparnisse von bis zu 
	 7 % über den ver.di – Mitgliederservice. 

Service und Bedingungen entscheidend 

Entscheidend sind für Betroffene vor allem die Leistungen im Ernstfall. Der 
Beauftragte der DBV für den ver.di – Mitgliederservice berät und betreut 
betroffene Kunden daher persönlich und zeitnah vor Ort. Zudem ermög-
licht eine verkürzte Leistungsprüfung, dass die finanzielle Basis schnell 
wieder sichergestellt werden kann. Wer nicht mehr in der Lage ist, seinen 
bisherigen Beruf auszuüben, wird nicht auf andere Tätigkeiten verwiesen, 
die seinen Qualifikationen nicht entsprechen und für die er möglicherwei-
se keine Beschäftigungsmöglichkeit findet. Zudem verweist DBV Kunden 
auch nicht auf Tätigkeiten, die mit Einkommenseinbußen von mehr als 20 
Prozent verbunden sind. Als einer der wenigen Anbieter am Markt gibt 
DBV darüber hinaus zusätzlich konkrete Hilfe bei der Wiedereingliederung 
ins Berufsleben, wenn der Kunde dies wünscht und sein Gesundheitszu-
stand es erlaubt.



18

Ihr Ansprechpartner:

Harald Krautwald

Hilpoltsteiner Straße 48
91154 Roth

Telefon: 09171 / 89 481 - 24
Fax: 09171 / 89 481 - 30
Mobil: 0172 / 32 53 016

E-Mail: H.Krautwald@verdi-mitgliederservice.de

Gianluca Scigliuzzo

Franz-Kafka-Weg 22
90513 Zirndorf

Telefon: 0911 / 377 77 58
Fax: 0911 / 377 77 59
Mobil: 0179 / 666 2789

E-Mail: G.Scigliuzzo@verdi-mitgliederservice.de

Peter Skrzipczyk

Rudolf-Harbig-Str. 4
90513 Zirndorf

Telefon: 0911 / 60 02 718
Fax: 0911 / 96 57 154
Mobil: 0172 / 81 08 440

E-Mail: P.Skrzipczyk@verdi-mitgliederservice.de





Auszug aus der Unterstützungsord-
nung vom 1.7.2012

Mitglied der GUV/FAKULTA können 
sowohl Arbeitnehmer und die durch 
Ernennungsurkunde legitimierten 
Beschäftigten (Beamte) werden, 
sofern sie Mitglied in einer der 
im DGB vereinigten Gewerkschaft 
sind. Dies gilt nicht für Angehörige 
von Berufen, für die eine Berufs-
haftpflichtversicherung gesetzlich 
vorgeschrieben ist, insbesondere 
für Ärzte, Rechtsanwälte, Notare/
Anwaltsnotare, Steuerberater, Wirt-
schaftsprüfer, vereidigte Buchprü-
fer, Architekten und Ingenieure.

Bitte einsenden an:

GUV/FAKULTA

Service-Zentrum

Ruhrstr. 11

71636 Ludwigsburg

oder per Fax:

07141 / 702 33 111

Wie hoch sind die Leistungen bei Schaden-
ersatz?

Die maximalen Leistungen bei Schadenersatz sind:

Sach- und Personenschäden: bis 5.000.000 Euro
Vermögensschäden: bis 250.000 Euro
Geräteregress: bis 100.000 Euro
Schlüsselverlust: bis 100.000 Euro

Wie viel kostet die Mitgliedschaft in der 
GUV/FAKULTA?

Der Beitrag beträgt nur 21 Euro pro Jahr, das sind 1,75 Euro 
pro Monat.

Schutz vor den Haftungsrisiken im Beruf und mehr –  
exklusiv für die Mitglieder einer DGB-Gewerkschaft.

  

Ihr direkter Draht zu uns –  
das Service-Zentrum

Das GUV/FAKULTA Service-Zentrum ist von Montag bis Frei-
tag in der Zeit von 8:00 bis 18:00 Uhr für Sie da. Hier helfen 
Ihnen die Kolleginnen und Kollegen gerne bei allen Fragen 
rund um die Leistungen der GUV/FAKULTA weiter. Auch bei 
Schadensfällen bekommen Sie hier schnelle Hilfe.

Telefon:    01801 22 44 22 * / 07141 7 02 33 - 0
oder:   01801 GUVFAKULTA * 
                            (4 8 8 3 2 5 8 5 8 2)

Faxnummer:  01801 22 44 11 * / 07141 7 02 33 - 111

Das Internet – Ihr Online-Service-Zentrum

Auf unserer Homepage bieten wir viel Service. Angefangen 
von Adressänderung über das Abrufen von Informationsma-
terial, wie z. B. Aktuelles zur Arbeitnehmerhaftung, bis hin 
zur Seminaranmeldung ist dort alles möglich. Schauen Sie 
gleich bei uns rein – es lohnt sich.

www.guv-fakulta.de
info@guv-fakulta.de

Ihr schneller Weg zu uns

* (Nur 3,9 Cent/Min. aus dem deutschen Festnetz, deutsches Mobilfunknetz maximal 0,42 Euro/Min.)
www.guv-fakulta.de

Wir unterstützen unsere Mitglieder 
mit 8 TOPLEISTUNGEN 
– statt nur zu versichern!

Beruhigt abfahren
PLUS beruhigt arbeiten
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Der Beitrag der GUV/FAKULTA beträgt 21 Euro im Jahr. Er wird von ihr  erhoben und abgebucht. Die Abbuchung 
erfolgt einmal jährlich. 

Ich willige ein, dass meine persönlichen Daten im Rahmen der Zweckbestimmung des Mitglieds ver hält nisses 
und der Wahrnehmung gewerkschaftlicher Aufgaben elektronisch verarbeitet und genutzt werden. Ergänzend 
gelten die Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes in der jeweils gültigen Fassung.

Datum  Unterschrift

Bankeinzug

Ich möchte Mitglied der Gewerkschaft                                              werden.

Meine persönlichen Daten

Daten für Gewerkschaftseintritt

Beitrittserklärung

Ich möchte ab      GUV/FAKULTA-Mitglied werden. 

Mit meiner Unterschrift erkenne ich die Satzung der entsprechenden Gewerkschaft an. Gleichzeitig ermächti-
ge ich Gewerkschaft und die GUV/FAKULTA bis auf Widerruf, die von mir zu entrichtenden satzungsgemäßen 
Beiträge monatlich zu Lasten meines Kontos mittels Lastschrift einzuziehen.

BLZ     Konto-Nr.

Bank /Sparkasse /Postbank

PLZ/Ort

Media Code    13/109 H  ID-Nr.

Familienname           männlich  Nationalität
          weiblich

Vorname

Straße / Hausnummer

PLZ  Wohnort

Telefon        Geburtsdatum

E-Mail

Beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße/Hausnummer

PLZ/Ort

Für den GUV/FAKULTA-Beitritt ist eine Mitgliedschaft in einer DGB-Gewerkschaft zwingend Voraussetzung.

Ich bin Mitglied der Gewerkschaft   seit

Ich bin tätig als:   beamtet
   angestellt
   gewerblich

Gewerbezweig:

Ausbildung beendet (nur für Auszubildende)

Ich verdiene Tarif-Gehalt/Std.-Lohn             Teilzeit/Wochenstd. 


